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Stellungnahme des Regierungsrates

1. Interpellationstext

In Verwaltungsbetrieben sind personliche Arbeitsplatze ein wesentlicher Kostenfaktor. Mit einer flexiblen
Arbeitsplatzorganisation versuchen Unternehmen der Privatwirtschaft die Arbeitsplatzkosten zu
reduzieren und damit nicht in die Kostenfalle der Teilzeitstellen zu geraten. In der kantonalen
Verwaltung ist vermutlich auch ein Trend zu mehr Teilzeitstellen festzustellen. In diesem
Zusammenhang stellen sich folgende Fragen:

1. Wie ist in der kantonalen Verwaltung das Verhaltnis der Stellen zu den Arbeitsplatzen?

Welche Auswirkungen hat die vermehrte Teilzeitarbeit auf den Arbeitsplatzbedarf?

3. Wie hoch sind die Kosten pro Arbeitsplatz ( Raumkosten, Biiroeinrichtung, EDV etc.) ?
Gibt es dazu Zahlen?
4. Ab welchem Beschéftigungsgrad hat eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter Anrecht auf

einen eigenen Arbeitsplatz?

5. Wurden in der kantonalen Verwaltung bereits Modelle geprift in einer Amtsstelle keine
personlichen Arbeitsplatze mehr zuzuteilen?

6. Gibt es bereits heute Amtsstellen, in welchen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter keine
personlichen Arbeitsplatze mehr haben? Wenn ja, welche Erfahrungen wurden damit ge-

macht?

2. Begriindung

Der Trend zu mehr Teilzeitstellen ist flir den Arbeitgeber haufig mit steigenden Fixkosten verbunden.
Dies vor allem dann, wenn jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter seinen personlichen Arbeitsplatz
hat. In zahlreichen Unternehmen werden heute flexible Arbeitspldtze zur Verfiigung eingerichtet: In
einer Abteilung stehen eine gewisse Anzahl Arbeitspldtze zur Verfliigung und die jeweils gleichzeitig
arbeitenden Angestellten installieren sich fiir einen Tag an einem Platz. Die heutige Vernetzung
macht dies mdoglich. Der kirzlich bewilligte Objektkredit fir den Franziskanerhof zeigt, dass dies in
der kantonalen Verwaltung offensichtlich noch nicht uUblich ist: Fir 7 zuséatzliche Stellen mussten 10
zusatzliche Arbeitsplatze geschaffen werden.
Durch eine bessere Auslastung der vorhandenen Arbeitsplatze kdnnten folgende Ziele erreicht werden:
o Attraktivierung der Stellen durch verbesserte Mdglichkeit von Teilzeitbeschéftigung ohne
massiv hohere Fixkosten.
] Optimale Auslastung der vorhandenen Infrastruktur.

] Mdéglicherweise leichte Reduktion des Raumbedarfs der kantonalen Verwaltung.



3. Stellungnahme des Regierungsrates

3.1 Zu Frage 1

Das Verhéltnis der Stellen zu den Arbeitsplatzen betrdgt bei der Mehrzahl der Verwaltungseinheiten
mit typischen Biroarbeitsplatzen zur Zeit ca. 0.9 oder 90/100, d.h.: 9'000 Pensen-% (Pensen-%
= Stellen-%) stehen ca. 100 Arbeitsplatze gegeniber. Dabei ist zu beachten, dass auf 9'000
Pensen-% ca. 3 - 6 Arbeitsplatze, je nach Aufgabengebiet der Verwaltungseinheiten, als

Praktikanten—-Arbeitsplatze und fiir auswartige Personen zur Verfiigung stehen sollten.

Im Birogebdude an der Unteren Sternengasse 2 in Solothurn (Amt fir Wirtschaft und Arbeit)
beispielsweise, teilten sich im vergangenen Jahr 6'680 Pensen-% in 74 Arbeitsplatze; im Rotipark,
Ritterquai 23 (Amt fir Informatik und Organisation) 4'700 Pensen-% in 53 Arbeitsplatze.

3.2 Zu Frage 2

Die Auswirkungen der vermehrten Teilzeitarbeit auf den Arbeitsplatzbedarf kann zur Zeit nur ungeféhr
aufgezeigt werden, da die Datengrundlagen des in Einflihrung begriffenen EDV-gestiitzten Facility-
Management (CAFM/CAD) im Hochbauamt noch nicht detailliert erhoben werden konnten. Bei der
Mehrzahl der Verwaltungseinheiten mit typischen Blroarbeitsplatzen ergab sich im vergangenen Jahr
ein Beschaftigungsgrad von ca. 88 — 92 Pensen-% pro Mitarbeitende/n. Theoretisch wiirde dies
heissen, dass ein Mehrbedarf von ca. 8 — 12 % an Arbeitspldtzen erforderlich ware, sofern nicht
einige Mitarbeitende sich Arbeitsplatze teilten (z.B. 3 Mitarbeitende, die sich 2 Arbeitsplatze teilen,
was vorwiegend in Sekretariaten/Kanzleien vorkommt). Somit ist zu berlicksichtigen, dass nur ein
Teil der Teilzeitarbeitenden zu einem ArbeitsplatzMehrbedarf fihren. Je nach Verwaltungseinheit
reduziert sich dieser theoretische Mehrbedarf um schatzungsweise 2 — 5 %.

3.3 Zu Frage 3

Die Kosten von typischen Biroarbeitspldtzen sind stark vom Mietzins der Liegenschaft, in welcher
sich die Arbeitspldtze befinden, abhéngig. Bei Anmietobjekten bewegen sich die zu entrichtenden
Nettomieten je nach Lage, Geb&udezustand etc. pro Arbeitsplatz mehrheitlich zwischen 4'900 und
5'600 Franken pro Jahr. Der Aufwand pro Arbeitsplatz fir Heizung, Strom- und Wasserverbrauch,
die Abfallentsorgung, die Reinigung und Wartung, die Biroeinrichtung inkl. EDV und Telefonie, kann
mit durchschnittlich etwa 2'900 Franken netto beziffert werden. Daraus ergeben sich Kosten pro
Arbeitsplatz und Jahr von uberschlagig 7'800 bis 8'500 Franken.

3.4 Zu Frage 4

Eine festgeschriecbene Regel gibt es nicht. Nicht der Beschéaftigungsgrad ist ausschlaggebend fiir
einen eigenen Arbeitsplatz, sondern die Funktion resp. das spezifische Aufgabengebiet des Mit-
arbeitenden steht primar im Vordergrund. Dabei spielen die organisatorischen Madoglichkeiten innerhalb
einer Verwaltungseinheit eine weitgehende, primdre Rolle. Selbst die Zufriedenheit der Mitarbeitenden

kann in diesem Zusammenhang nicht ganz ausser Acht gelassen werden.



Die Fiihrungsverantwortlichen der Amter sind angehalten, insbesondere auch im Infrastrukturbereich

wirkungsorientiert zu handeln.



3.5 Zu Frage 5

Ja. Geplant ist im Rahmen der Neuorganisation (MOP) im Autobahnpolizeigebdude des Werk-
hofareals in Oensingen die Einrichtung von 10 flexiblen Biroarbeitsplatzen in einem Raum fir 47

Polizeibeamte/innen, die vorwiegend mobil eingesetzt sind.

Modelle, die allgemein angewendet werden konnten, gibt es jedoch nicht. Von Fall zu Fall muss
geprift werden, welche Platze innerhalb einer Amtsstelle keine personlichen Arbeitsplatze sein
konnen. Dabei spielt nicht nur die abstrakte Organisation einer Verwaltungseinheit eine Rolle, auch
Eigenheiten der vorhandenen Gebdude und Riume (bestehende Biirogrossen etc.), in welchen die
Mitarbeitenden unterzubringen sind, kénnen die konkreten rdumlichen Belegungsmdglichkeiten

beeinflussen und miissen bei Optimierungen in die Uberlegungen mit einbezogen werden.
3.6 Zu Frage 6

Ja. Beispielsweise in der Einsatzzentrale der Kantonspolizei in Solothurn, im Polizeiposten Egerkingen
sowie in mehreren weiteren Teilen von Amtern, insbesondere in Sekretariaten. Die gemachten
Erfahrungen dabei sind sehr gut. Dass in jeder Abteilung eine Anzahl flexibler Arbeitsplatze im Sinne
des Interpellanten angeboten werden konnen, wie dies tatsachlich bei der fast 50-kdpfigen Mobilen
Einsatzpolizei (MOP) in Oensingen vorgesehen ist, ldsst sich nur eingeschrénkt verwirklichen.
Andererseits sind die Mdoglichkeiten, Teilpensen im Birobereich der kantonalen Verwaltung anbieten

zu koénnen, auch nicht sehr gross.

Mit dem zur Zeit in Einflhrung begriffenen EDV-gestitzten Facility—-Management (CAFM/CAD) im
Hochbauamt wird ein hilfreiches Instrument fiir eine konzentrierte Raumbewirtschaftung zur Verfligung

stehen, das ein rasches und detailliertes Aufzeigen von Optimierungspotenzial ermdglicht.

L Lot

Dr. Konrad Schwaller

Staatsschreiber

Verteiler

Bau- und Justizdepartement
Bau- und Justizdepartement (br)
Hochbauamt (2) Sr/cw
Parlamentsdienste

Traktandenliste Kantonsrat



	1. Interpellationstext
	2. Begründung
	3. Stellungnahme des Regierungsrates
	3.1 Zu Frage 1
	3.2 Zu Frage 2
	3.3 Zu Frage 3
	3.4 Zu Frage 4
	3.5 Zu Frage 5
	3.6 Zu Frage 6


